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Ziel: Abtreibungen legalisieren
Präsident Fernández kündigt Gesetzesprojekt an
Alberto Fernández. (Foto: dpa)
Buenos Aires (AT/mc) - Alberto Fernández hat angekündigt, ein neues Gesetzesprojekt zur Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen auf den Weg zu bringen. Während seiner Europareise sagte er bei einer Veranstaltung im renommierten Institut für politische Studien („Sciences Po“) in Paris: „Scheinheiligkeit habe ich noch nie ertragen können. Deswegen habe ich angeregt, ein Gesetz auszuarbeiten, das mit der Strafbarkeit von Abtreibungen Schluss macht und deren Durchführung an jedem öffentlichen Gesundheitszentrum ermöglicht.“
Fernández sagte, er werde die Initiative am 1. März zur traditionellen Eröffnung der neuen Sitzungsperiode im Kongress vorstellen. Parallel dazu will der Präsident ein Gesetz realisieren, dass jeder schwangeren Frau und jeder jungen Mutter und ihrem Kind während der ersten 1000 Tage nach der Geburt eine Basisernährung garantiert. So müsse keine werdende Mutter das Gefühl haben, wegen einer finanziellen Notlage kein Kind aufziehen zu können.
Bereits 2018 hatte das Thema Abtreibung das Land und seine politische Klasse gespalten. Nachdem ein Projekt, das auf die Straffreiheit von Abtreibungen zielte, nach einer Marathonsitzung in der Deputiertenkammer angenommen worden war, wurde es schließlich im Senat noch vereitelt. Dies soll diesmal unter den neuen Mehrheitsverhältnissen anders werden. Die bisherige Rechtslage erlaubt Abtreibungen nur im Falle von Vergewaltigungen, oder wenn das Leben der Mutter gefährdet ist.
Der Widerstand der Männer der katholischen Kirche gegen das Vorhaben des Präsidenten ließ indes nicht lange auf sich warten. Unter dem Motto „Ja zu den Frauen, ja zum Leben“ luden die hiesigen Bischöfe für den 8. März, den internationalen Tag der Frau, zu einer Messe für die Verteidigung des Lebens im Wallfahrtsort Luján ein.
Erst vor zwei Wochen hatte Fernández im Vatikan seinen Landsmann Papst Franziskus besucht. Doch mit der Harmonie, die bei dem Treffen herrschte, damit dürfte es fürs Erste vorbei sein.
Am kommenden Mittwoch wollen Aktivistinnen unter dem Motto „ Das Projekt auf den Straßen“ vor dem Kongress ihrer Forderung nach einem Recht auf Abtreibung Nachdruck verleihen. Ab dem späten Nachmittag sind verschiedene kulturelle Aktivitäten geplant. Um 19 Uhr soll in Anwesenheit des chilenischen Frauenkollektivs „Las Tesis“ ein „Pañuelazo“ stattfinden. Dabei präsentieren die Teilnehmerinnen ihr grünes Halstuch - das Symbol für den Kampf gegen die Kriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen. Dabei soll auch eine neue Deklaration vorgetragen werden. Im Anschluss ist ein Musikprogramm geplant.
Argentinien
Junge Frau, starke Worte
Klimaaktivistin Nicole Becker auf der Plaza Francia
Von Catharina Luisa Deege
Nicole Becker (M.) ist das Gesicht der jungen Klimabewegung Argentiniens. (Foto: cld)
Buenos Aires (AT) - „Ich bin eine junge Frau, die Angst davor hat, dass der Klimawandel mein Leben zerstören könnte“, spricht Nicole Becker auf der Plaza Francia im Buenos-Aires-Stadtteil Recoleta ins Mikrofon. „Doch vielen Menschen hat er bereits das Leben genommen“.
„Nicki“ ist 19 Jahre alt, Jura-Studentin und sozusagen die argentinische Greta Thunberg. Sie ist das Gesicht der „Jóvenes por el Clima“ (dt: Junge Menschen fürs Klima) und organisiert unter anderem Demonstrationen, nimmt an öffentlichen Diskussionen teil und ist ein gern gesehener Gast im argentinischen Funk und Fernsehen.
Am vergangenen Dienstagabend wurde sie vom Centro Cultural Recoleta eingeladen, um auf einer Bühne auf der Plaza Francia, gegenüber dem Kulturzentrum, über die Klimabewegung zu reden und Fragen des Publikums zu beantworten. „Ich bin keine Wissenschaftlerin“, sagt Becker zu Beginn, „aber ich bin hier, um meine Wut und Frustration auszudrücken und meine persönlichen Erfahrungen mit euch zu teilen“.
Die Stimmung auf der Plaza glich jedoch keinem wütenden Protestvortrag, sondern eher einer gemütlichen Sprechrunde. Nachdem sie etwas über ihre Person erzählt hatte, wie sie Teil, ja sogar das Gesicht der argentinischen, jungen Klimabewegung wurde, durften die etwa hundert Zuhörenden Fragen stellen.
Beckers Ziel ist es, ein Klima-Bewusstsein bei jedem Einzelnen zu schaffen. Oft fallen die Worte Fleischkonsum, Transportmittel, Plastik und „Fast fashion“ (ein Geschäftsmodell des Textilhandels, bei dem die Kollektion laufend geändert wird). Sie macht den Kapitalismus für die katastrophale Klima-Situation verantwortlich. „Es ist ein System, welches nicht funktioniert. Es zerstört sich selbst“, sagt die rhetorisch starke Nicki. Sie bezieht sich außerdem auf den Kolonialismus, das Patriarchat und den Rassismus als Mitverantwortliche für den Klimawandel.
Es gibt allerdings auch Hoffnung: „Wir haben es in Mendoza am ‚Ley 2277‘ gesehen. Die Leute sind auf die Straße gegangen, haben protestiert und zusammen etwas erreicht“, erinnert die Jura-Studentin an die Ende Dezember 2019 stattgefundenen Proteste gegen die Abschaffung des erwähnten Gesetzes, das die Verwendung giftiger Chemikalien im metallhaltigen Bergbau in der Provinz Mendoza verbietet.
Die Streichung des Gesetzes hätte zu klimaschädlichen sowie gesundheitsschädlichen Folgen durch die Verunreinigung des Trinkwassers führen können. Tausende Argentinier und Argentinierinnen demonstrierten gegen die Abschaffung des bestehenden Schutzgesetzes und konnten dessen Annullierung somit erfolgreich verhindern.
Am Ende des Gesprächs rief Nicole dazu auf, aktiv zu werden, auf Demonstrationen zu gehen, ein umweltschonendes Verhalten an den Tag zu legen und wurde bei Sonnenuntergang mit starkem Applaus belohnt.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Streit um „politische Häftlinge“
Präsident Alberto Fernández wehrt sich gegen die Behauptung, es gebe derzeit politische Häftlinge im Land: „Das ärgert mich, weil ich keine habe“. Der Staatschef, der einst Strafrechtsprofessor war, argumentierte: Ein politischer Häftling ist ein Gefangener, der ohne rechtsstaatliche Gründe der Exekutive ausgeliefert ist. Einen solchen Fall gebe es in Argentinien aber nicht. Der Präsident sah sich zu seinen Äußerungen genötigt, nachdem Minister und Ministerinnen seines Kabinetts wie Eduardo De Pedro (Innen) und Elizabeth Gómez Alcorta (Frauen) mit Blick auf inhaftierte Ex-Funktionäre der einstigen Kirchner-Regierung eben dies behauptet hatten. Fernández wies dies zurück, betonte aber auch, dass er die Korruptionsprozesse der vergangenen Jahre als „willkürlich“ betrachte. Diese wiesen Formmängel auf und hätten immer nur Politiker betroffen, die in Opposition zum damaligen Präsidenten Mauricio Macri standen. Zudem kritisierte Fernández den exzessiven Einsatz der Untersuchungshaft.
Anzeige gegen CFK
Die „Stiftung Apolo“ hat bei der Anti-Korruptionsbehörde Anzeige gegen Cristina Fernández de Kirchner erstattet. Die Nichtregierungsorganisation, die sich zum Ziel gesetzt hat, gegen Machtmissbrauch vorzugehen, wirft der Vizepräsidentin „italophobe“ Äußerungen vor. Die NOG bezieht sich dabei auf Formulierungen Kirchners am vorigen Samstag in Havanna, wo sie ihr Buch „Sinceramente“ (Aufrichtig) präsentierte. Dabei hatte sie sich beschwert, während der Präsidentschaft von Mauricio Macri Opfer einer juristischen Verfolgung („Lawfare“) geworden zu sein. Dies habe eine „mafiöse Komponente“ gehabt. In diesem Zusammenhang machte die Stiftung Anspielungen auf die süditalienischen Vorfahren Macris aus. Kirchner hatte den Nachnamen des einstigen Staatschefs indes nicht ausdrücklich genannt. „Apolo“ beklagt darüber hinaus, dass die italienische Gemeinschaft in Argentinien insgesamt durch die Äußerungen Kirchners diskriminiert werde.
U-Haft aufgehoben
An anderer Stelle kann Cristina Kirchner indes etwas aufatmen: So hob der Bundesberufungsgericht für Strafangelegenheiten die Untersuchungshaft auf, die der unlängst verstorbene Bundesrichter Claudio Bonadio im Rahmen der Korruputionsermittlungen gegen die Vizepräsidentin verhängt hatte. Die U-Haft wurde jedoch nicht vollzogen. Denn Kirchner, die bis Dezember Senatorin war und jetzt Vizepräsident ist, genießt durch ihre öffentlichen Ämter Immunität. Die zuständigen Richter, die nun die U-Haft formal aufhoben, waren der Ansicht, dass bei Kirchner weder Fluchtgefahr noch Strafvereitelung im Amt zu befürchten sei. Gleichwohl gehen die Ermittlungen weiter. Das Verfahren stützt sich im Wesentlichen auf Kopien von Tagebucheinträgen des einstigen Chauffeurs Óscar Centeno.
Wärmerekord
Neuer Wärmerekord für die Antarktis: Auf der Forschungsstation „Esperanza“ (Hoffnung), die in dem von Argentinien beanspruchten Territorium des südlichsten Kontinents liegt, wurden vor wenigen Tagen 18,3 Grad Celsius registriert. Die teilte Weltorganisation für Meteorologie (WMO) unter Bezugnahme auf Daten des argentinischen Wetterdienstes mit. Der Wert ist der höchste seit Beginn der Temperaturaufzeichnungen vor 59 Jahren. Die Station „Esperanza“ befindet sich im äußersten Norden der Antarktischen Halbinsel. Diese ragt über den südlichen Polarkreis hinaus und liegt dem Südende Südamerikas gegenüber. Sie gehört weltweit zu den Gegenden, in denen sich die Klimaerwärmung am deutlichsten bemerkbar macht.
Differenzen
Zwischen der Nation und der Provinz Buenos Aires stimmt derzeit die Chemie nicht, wenn es um das Thema Sicherheit geht. Vor wenigen Tagen forderte Sergio Berni, der Sicherheitsminister der Provinz, seine Amtskollegin auf nationaler Ebene, Sabina Frederic, auf, die in der Provinz eingesetzten Sicherheitskräfte des Bundes zurückzuziehen. Als Begründung für dieses Ansinnen gab Berni an, dass er auf seine bisherigen Anfragen auf gemeinsame Aktionen mit der Provinzpolizei zur Verbrechensbekämpfung lediglich „bürokratische“ Antworten erhalten habe. Ein effektives koordiniertes Vorgehen sei indes nicht möglich gewesen. Seitens der Casa Rosada wies man die Forderung Bernis zurück. „Die Nationalregierung hat entschieden, an der Präsenz von bundespolizeilicher Kräfte in der Provinz festzuhalten“, wird Regierungssprecher Juan Pablo Biondi in der Zeitung „La Nación“ zitiert. Dies war auch der Tenor beim Krisengespräch zwischen Präsident Alberto Fernández und Provinzgouverneur Axel Kicillof am Dienstag. Derzeit sind insgesamt 6500 Angehörige von Bundespolizei, Gendarmerie, Wasserschutzpolizei und Flughafenpolizei, die alle im Sold des Bundesstaates stehen, in der Provinz im Einsatz. Diese sollen nun erst mal bleiben. (AT/mc)
Meinung
Ein Verbot für Meinungsäußerungen?
Von Juan E. Alemann
In Frankreich forderten Menschenrechtsorganisationen von Präsident Alberto Fernández, dass er ein Gesetz befürworte, das Äußerungen über Verneinung der Verbrechen der Militärdiktatur bestrafe, und nahmen dabei ein französisches Gesetz über Verbot der Negation des Holocaust zum Vorbild. Der Präsident war leicht erstaunt über das Anliegen und versprach, sich damit zu befassen.
Halten wir zunächst fest, dass der Holocaust wegen seines Umfanges, seiner Grausamkeit und der Tatsache, das Juden nur wegen des Rassenwahns der Nazis umgebracht wurden, einen einzigartigen Fall in der Weltgeschichte darstellt. Es ist eine Beleidigung für die Opfer, wenn man den Fall verharmlost, indem man ihn mit dem vergleicht, was in Argentinien u.a. Ländern geschehen ist.
Ein Gesetzesprojekt, das verbietet, das Thema der sogenannten “Verschwundenen” unter der Militärdiktatur zu verneinen oder anders zu interpretieren, als es die Menschenrechtsvereine tun, würde als erstes gegen die in der Verfassung verbriefte Meinungsfreiheit verstoßen. Und dann würde es zu unzähligen Prozessen führen, die die Gerichte unnötigerweise belasten.
Es handelt sich hier um mehrere Themen. Das erste ist die Zahl. Die Menschenrechtsorganisationen bestehen auf den 30.000, die frei erfunden sind. Von Anfang 1995 bis Ende 1999 wurde eine Entschädigung von 224.000 Dollar an die Erben eines Opfers der Militärs gezahlt. Insgesamt gab es 7400 Zahlungen, von denen 900 auf die Periode vor der Militärdiktatur entfielen. Die Zahlungen wurden großzügig erteilt. Es ist nicht glaubhaft, dass 23.500 Familien auf so viel Geld verzichtet haben. Die Kommission, die sich unter Alfonsín mit dem Thema befasste, gelangte auf 9000, von denen mehrere später lebendig auftauchten. Im Museum bei der ESMA werden die Opfer namentlich aufgeführt. Es sind etwa 8000.
Der zweite Punkt ist der, dass ein Teil von den Streit- und Sicherheitskräften illegal verhaftet und danach in vielen Fällen umgebracht wurde (was sich auf die “Verschwundenen” bezieht), aber viele im offenen Kampf mit Polizisten oder Streitkräften umgekommen sind. Am 23. Dezember 1975, unter der Regierung von Isabel Perón, griff eine schwerbewaffnete Gruppe die Garnison in Monte Chingolo (in Quilmes) an, Es kam zu einer Schießerei, bei der an die 50 Angreifer umkamen und auch einige Soldaten. Kurz vorher hatte es einen Angriff auf eine Garnison in Formosa gegeben, bei dem ein Dutzend Terroristen und etwa ebenso viele Soldaten umkamen. Es gibt noch viel mehr Fälle, zu denen noch unzählige Gefechte der Polizei und der Streitkräfte mit bewaffneten Terroristen hinzukommen. Die Toten sind hier Gefallene, aber nicht Verschwundene.
Der dritte Punkt bezieht sich auf den Umstand, dass der größte Teil der Opfer der Militärs Terroristen und nicht nur “Andersdenkende” waren. Die Terroristen haben ab 1969 insgesamt 1500 Menschen ermordet, 1700 Unternehmer entführt und für hohe Lösegelder freigelassen, und 21.000 Attentate verübt, meistens mit Bomben, bei denen auch Menschen schwer verletzt wurden. Das sind objektive Daten.
Der vierte Punkt bezieht sich auf die Triple A. Als die Montoneros 1974 den Spitzengewerkschafter José Rucci ermordeten, nahm Perón den Kampf auf. Er wollte die Streitkräfte nicht dafür einsetzen und bildete eine Gruppe, die aus Polizisten im Ruhestand und Mördern bestand, die überall Terroristen, linke Intellektuelle u.a. ermordeten. Das hat die Militärregierung sofort beendet.
Soll man jetzt über all dies und noch viel mehr, nicht mehr reden können, ohne einen Prozess zu riskieren? Demokratisch wäre dies bestimmt nicht.
Meinung
Im Blickfeld: Selbstzerstörung
Von Stefan Kuhn
Leicht hatte sie es nicht, die Annegret Kramp-Karrenbauer, aber immerhin etwas leichter als ihre Vorgängerin als CDU-Vorsitzende. Angela Merkel hatte drei Makel: Sie ist eine Frau, kam aus dem Osten und war evangelisch. AKK kommt aus dem äußersten Westen und ist katholisch. Das ist kompatibler mit den Wertvorstellungen der CDU. Das Geschlecht mag heute auch kein Nachteil mehr sein, denn die Christdemokraten wurden, zählt man die Saarländerin Kramp-Karrenbauer mit, in den letzten zwei Jahrzehnten von Frauen geführt. Sie müssen sich erst wieder an einen Mann gewöhnen. Merkel stand der Partei über 18 Jahre lang vor. Nur Konrad Adenauer (20 Jahre) und Helmut Kohl (25 Jahre) waren länger im Amt. Kurt Georg Kiesinger kam auf rund viereinhalb Jahre, Rainer Barzel, Wolfgang Schäuble, Ludwig Erhard und Annegret Kramp-Karrenbauer auf weniger als zwei Jahre.
Die Kurzlebigen scheiterten aus unterschiedlichen Gründen. Erhard wurde von seinem Vorgänger Adenauer bekämpft und nach einer erfolgreichen Wahl von seinem Koalitionspartner FDP verlassen. Kanzler Kiesinger gewann eine Wahl und verlor seinen Koalitionspartner SPD, und Barzel verlor ein Misstrauensvotum und eine Wahl gegen den SPD-Kanzler Willy Brandt. Schäuble wurde vom Parteispendenskandal seines Vorgängers Helmut Kohl in den Abgrund gezogen, und Annegret Kramp-Karrenbauer...? So recht nachvollziehbar ist ihr Rückzug nicht.
Zusammengefasst hat AKK erklärt, dass die Trennung von Kanzlerschaft und Parteivorsitz ein Fehler gewesen sei und künftig wieder in einer Hand liegen sollte. Das ist in jeder Hinsicht Unsinn. Die Trennung kann sehr gut funktionieren. Der SPD-Kanzler Helmut Schmidt war nie Parteivorsitzender und dennoch acht Jahre lang Regierungschef. Er mag das beklagt haben, aber er hätte die Partei nie führen können. Schmidt war im Sinne des Soziologen Max Weber („Politik als Beruf“) ein Verantwortungsethiker. Das ist so ziemlich das Letzte, was eine Gesinnungspartei wie die SPD von ihrem Vorsitzenden erwartet. Schmidts Kanzler-Vorgänger Willy Brandt hat seinem Nachfolger loyal den Rücken freigehalten. Natürlich hat die Partei Anfang der 1980er-Jahre ihren Kanzler verlassen, aber ohne den von der Basis verehrten „Willy“ hätte sie das schon viel früher getan.
Der Kardinalfehler von AKK war, als Verteidigungsministerin in die Regierung einzutreten. Das Amt gehört zwar zu den Gestaltungsministerien, aber eben zu denjenigen, bei denen man nur scheitern kann. Flugzeuge und Helikopter fliegen nicht, U-Boote tauchen nicht und Millionen von Euro gehen an externe Beratungsunternehmen, die kassieren und nicht beraten. Diesen Augiasstall kann kaum Jemand ausmisten. Es mag ja sein, dass AKK dies geschafft hätte, bei der Truppe war sie beliebt, aber man kann nicht mit der Mistgabel durchs Ministerium, Kasernen, Fliegerhorste und Marinestützpunkte ziehen und gleichzeitig die größte deutsche Volkspartei führen. Dazu kommt, dass Angela Merkel, AKKs Vorgängerin im Parteiamt, in der Regierung hierarchisch über ihr steht. Solch eine Konstellation gab es zuvor nur ein einziges Mal. Der SPD-Parteichef Oskar Lafontaine wurde 1998 Finanzminister unter dem SPD-Bundeskanzler Gerhard Schröder. Das hielt nur vier Monate. AKK hätte nach ihrer äußerst knappen Wahl als Parteichefin nicht ins Kabinett eintreten sollen.
Man verbindet den Rückzug AKKs damit, dass sie den Thüringer Landesverband nicht unter Kontrolle bekommen hat. Das hat sie in der Tat nicht. Annäherungsversuche der Landes-CDU an die Linke hat sie unterbunden. Das war ein Fehler, denn damit hat sie die einzige Option einer demokratischen Interpretation des Wahlergebnisses zunichte gemacht. Dass sie den Canossa-Gang nach Erfurt angetreten ist, ein weiterer. Sie hätte den Thüringer CDU-Landeschef Mike Mohring ins Konrad-Adenauer-Haus zitieren sollen. Am besten zusammen mit anderen CDU-Landesvorsitzenden aus den Ost-Ländern.
Dass die Thüringer CDU mit den Stimmen der Rechtsextremen einen Kandidaten der FDP zum Ministerpräsidenten gewählt hat, war kein demokratischer Akt, wie es die Neue Zürcher Zeitung kommentiert. Es war ein Skandal. Es passt einfach nicht zusammen, dass man eine Partei, die die NS-Diktatur, den Völkermord an den Juden und einen von Deutschland angezettelten Krieg als einen „Fliegenschiss“ der deutschen Geschichte betrachtet, für einen demokratisch legitimierten Mehrheitsbeschaffer hält, mit dem man andererseits nicht zusammenarbeiten will.
Annegret Kramp-Karrenbauer hat nach dem Skandal von Erfurt richtig reagiert. Markus Söder und Angela Merkel ebenfalls. Der Tenor war eindeutig: Mit der AfD gibt es keine Zusammenarbeit. Warum also zurücktreten? Dass die CDU in Thüringen gegen Neuwahlen ist, wie sie die Bundespartei gefordert hat, ist nachvollziehbar. Das konnte aber kein Rücktrittsgrund für AKK sein. Nach dem Skandal würden FDP und CDU wohl drastische Stimmeneinbußen erleiden. Verständlich, dass die Thüringer CDU Neuwahlen scheut wie der Teufel das Weihwasser. Gegen Neuwahlen haben sich auch SPD, AfD und seltsamerweise die Linke ausgesprochen. Obwohl die Partei des in Thüringen beliebten Ex-Ministerpräsidenten Bodo Ramelow laut den jüngsten Wahlumfragen auf fast 40 Prozent kommen würde.
Für AKK gab es keinen plausiblen Rücktrittsgrund, abgesehen davon, dass sie die Schnauze gestrichen voll hatte. Menschlich gesehen, ist das natürlich ein guter Grund. Politisch gesehen kam die Ankündigung, auf eine Kanzlerkandidatur zu verzichten und als Parteichefin bis zu einer Nachfolgeregelung im Amt zu bleiben, zur Unzeit. Sie könnte die Partei spalten und die große Koalition beenden.
Meinung
Randglossen
Während die Kircheneristen in der Regierung behaupten, dass es sich bei den hohen Beamten der Regierung von Cristina und ihren Strohmännern, die sich jetzt wegen Korruptionsprozessen in Haft befinden, um “politische Gefangene” handelt, hat Präsident Alberto Fernández beteuert, dass es keine solche gibt. Ein politisch Verhafteter ist jemand, bei dem die Regierung die Haft ohne Prozess verfügt hat. Wenn jedoch ein Richter dies bestimmt hat, trifft die Bezeichnung nicht zu. Bei dieser Diskussion handelt es sich um mehr als ein Wortspiel. Cristina will schließlich erreichen, dass die Prozesse gegen sie und viele ihre Mitarbeiter als politische Verfolgung eingestuft und somit beendet werden. Und Alberto Fernández, der schließlich Professor des Strafrechts ist, weiß, dass die Prozesse auf nachgewiesenen Tatsachen beruhen, und er bei der Justiz nicht eingreifen kann, weil er dann gelegentlich, wenn er nicht mehr Präsident ist, selber einen bösen Prozess riskiert.
Ein bisschen schmunzeln darf man schon. Wenn Alexander Gauland vorschlägt, dass die AfD den Linken Bodo Ramelow wählen sollte, um ihn als Ministerpräsident zu verhindern. Setzt Ramelow für sich die selben Maßstäbe wie für seinen Nachfolger Thomas Kemmerich (FDP), dann dürfte er die Wahl nicht annehmen. Das könnte funktionieren, obwohl die Wahl geheim ist. Wenn CDU und FDP erklären, nicht für den Kandidaten zu stimmen, und die AfD zu seiner Wahl aufruft, dann bekommt Thüringen keinen Regierungschef. Die Thüringer AfD ließ umgehend dementieren. Das war überflüssig. Einer Partei, die einen Kandidaten aufstellt, den sie dann nicht wählt, ist alles zuzutrauen.
Spät geht er, aber er geht. Heute nimmt Tidjane Thiam als Chef der Credit Suisse (CS) den Hut. Er war eine Ausnahmeerscheinung auf dem Schweizer Finanzplatz. Sein Führungsstil war nur bedingt kompatibel mit dem Leitbild der zweitgrößten Schweizer Bank. Aber mit seinem vielfältigen Background - Minister in der Regierung der Elfenbeinküste, Unternehmensberater in Frankreich, Versicherungschef in Großbritannien, Bankchef in der Schweiz - war er eine Bereicherung für die Finanzwelt. Ungewohnt ist auch sein Faible für Reggae. Die Hits von Bob Marley kennt er auswendig. Nun zieht der Reggae-Liebhaber eine Hausnummer weiter, wohin ist noch ungewiss. Immerhin verabschiedet er sich mit ansprechenden Zahlen. Und das ist bei einer Bank nicht gerade unwichtig.
Wirtschaft
Die gescheiterte Bondsausgabe
Die am Montag durchgeführte Ausschreibung von Staatstiteln in Höhe von $ 95 Mrd., mit der der Verfall des sogenannten “dualen” Bonds AF20 gedeckt werden sollte, ist gescheitert. Es gab keine Angebote. Eine Woche vorher war die Regierung bei ihrem Versuch gescheitert, einen Betrag von $ 1,67 Mrd. von Staatsbonds AF20 umzuschulden. Nur 99 Gläubiger, mit einem Gesamtbetrag von $ 164 Mio. (also knapp 10%) nahmen das Tauschangebot an, das in vier Optionen bestand, drei davon in Pesos und eine in Dollar, in allen Fällen mit Verfall im August 2021. Bei den Pesobonds sollte einer mit dem CER-Index plus 1% berichtigt werden, ein anderer mit Badlar-Satz (von Privatbanken) plus 100 Basispunkte, und der Dritte mit 4% in Dollar verzinst werden. Vom dualen Bond AF20 entfallen 80% auf ausländische Gläubiger, wobei der Investmentfonds Templeton 24% des Gesamtbetrages hält.
Nachdem am Donnerstag, dem 13. Februar 2020 der Bonds AF20 verfallen ist, stand die Regierung vor drei Optionen: Zahlen, mit der entsprechenden Geldschöpfung (5,3% der monetären Basis), die Amortisationen zu strecken (was jetzt als “Neuprofilierung” benannt wird) oder direkt einen Default zu erklären. Die Regierung hat in letzter Minute entschieden, die Zinsen zu zahlen (u$s 6,4 Mrd.), aber die Zahlung des Betrages des Bonds auf den 30. September 2020 zu verschieben. Mit der Zahlung der Zinsen wird signalisiert, dass es sich nicht um einen Default handelt.
Nachdem jetzt über die in Zukunft fälligen Zahlungen der ganzen Staatsschuld verhandelt wird, mit dem IWF als Hauptgläubiger auf der einen Seite und Investmentfonds u.a. Gläubigern auf der anderen, erscheint es logisch, dass auch die Schuld, die diese Woche verfallen ist, in die Gesamtlösung eingeschlossen wird.
Das Wirtschaftsministerium gab folgende Mitteilung bekannt: “Die Regierung wird nicht akzeptieren, dass die argentinische Gesellschaft als Geisel der internationalen Finanzmärkte verbleibt, noch wird sie die Spekulation dem Wohlstand der Bevölkerung voranstellen.” Das ist jedoch Politik und dürfte für das breite Publikum gedacht sein.
Die Reaktion des internationalen Finanzmarktes war negativ: Die Landesrisikorate stieg sofort um 5 Prozentpunkte auf über 2.000 Basispunkte (gleich 20 Prozentpunkten Differenz zwischen der Rendite argentinischer Staatspapiere in Dollar und den US-Schatzscheinen), und der Kurs des dualen Bonds 2020 sank um 31%. Ebenfalls nahm das Dollarangebot auf dem lokalen Devisenmarkt um 42% ab.
Wirtschaft
Die enttäuschende Rede von Minister Guzmán
Wirtschaftsminister Martín Guzmán hielt am Mittwoch eine einstündige Ansprache im Kongress, vor den Deputierten und Senatoren, um über die Verhandlungen zwecks Umschuldung der Staatsschuld gegenüber dem IWF, den Investmentfonds u.a. Gläubigern zu berichten, und auch die Grundlagen seiner Wirtschaftspolitik darzustellen. Bezüglich der Umschuldung war er nicht konkret, sondern beschränkte sich darauf, den Internationalen Währungsfonds mitverantwortlich für die Schuldenkrise zu machen, weil der hohe Kredit (der Mitte 2018 gewährt wurde), nicht für die Förderung der Produktion, sondern für Zahlung von Schulden und Finanzierung der Kapitalflucht eingesetzt worden sei. Er sagte jedoch nicht, dass durch die Zahlung der fälligen Schulden ein Default vermieden wurde, der schon 2018 eingetreten wäre.
Guzmán betonte, dass mit der IWF-Leiterin Kristalina Georgiewa und den Fondsbeamten ein konstruktives Gespräch eingeleitet worden sei, ohne jedoch konkrete Angaben zu machen. Über die Schulden gegenüber privaten Gläubigern sagte er nichts Konkretes, wobei seine Worte eventuell so verstanden werden können, dass er einen Kapitalschnitt in Aussicht gestellt hat. Er erklärte, die Regierung werde nicht erlauben, dass ausländische Investmentfonds ihr die Wirtschaftspolitik vorschrieben.
Er sagte dann, das Land habe eine untragbare Schuldenlast (was nichts Neues ist) und betonte, dass zwar der Zahlungswille vorhanden sei, aber die Möglichkeit, zu zahlen, nicht. Er versäumte dabei, zu erklären, dass das Problem darin besteht, dass Argentinien keine neuen Kredite erhält, wie es bei vielen anderen Ländern der Fall ist, die stärker als Argentinien verschuldet sind. Er gab auch keine Erklärung über die Art der Staatsschuld, von der ein großer Teil auf innerstaatliche Schuld entfällt, die automatisch erneuert wird, und ein anderer Teil auf langfristige Kredite der Weltbank, der BID u.a., so dass die eigentliche Schuld, um die es jetzt geht, im internationalen Vergleich nicht hoch erscheint. Er hat die Gelegenheit versäumt, das Problem der Staatsschuld als lösbar darzustellen, was bei der Herstellung des Vertrauens in Argentinien wesentlich ist.
Der Minister erklärte, es sei nicht möglich, das Defizit der Staatsfinanzen im Jahr 2020 zu verringern, und stellte das Gleichgewicht erst für 2023 in Aussicht, wobei danach ein Überschuss von 0,8% bis 0,9% des BIP erreicht werden soll. Er sagte weder, wie dies geschehen soll, noch wie das Defizit der Jahre 2020, 2021 und 2022 finanziert werden soll. Die Unterbringung von Staatstiteln auf dem internationalen Finanzmarkt ist faktisch ausgeschlossen, und der lokale Finanzmarkt bietet minimale Möglichkeiten in diesem Sinn. Soll das Defizit mit Geldschöpfung finanziert werden? Das setzt eine hohe Inflation voraus.
Über die notwendige Verringerung der Staatsquote (Staatsausgaben im Verhältnis zum BIP), und auch über Steuerpolitik sagte er kein Wort. Er sprach von Wachstum, aber ohne zu erklären, wie dies erreicht werden soll.
Die Ansprache von Guzmán war stark politisch gefärbt. Von einem Wirtschaftsminister, zudem einem wie Guzmán, der angeblich wegen seiner wirtschaftlichen Fachkenntnisse und seiner akademischen Laufbahn ernannt wurde, hätte man eine technische Erklärung erwartet, mit Einzelheiten über Eindämmung der Inflation, Schaffung von Arbeitsplätzen, Erhaltung des Zahlungsbilanzüberschusses u.a. Themen. Die Rede war im Wesen eine große Enttäuschung, und sie wirft einen schwarzen Schatten über die Figur von Martín Guzmán, der den klaren Eindruck vermittelt hat, dass er der Aufgabe, die er bewältigen sollte, nicht gewachsen ist.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) weist im Januar 2020 eine Zunahme von 2,3% aus, die sich mit 3,7% im Dezember vergleicht, und die niedrigste Zunahme seit Juli 2019 ist. In 12 Monaten zum Januar betrug die Zunahme 52,99%. Angesichts der Stabilität des Dollarkurses, der Einfrierung der Tarife öffentlicher Dienste und des unveränderten Preises von Benzin und Dieselöl, und bei einer Rezession, die nicht nachgelassen hat, hätte man eine geringere Zunahme erwartet.
***
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 63,82, gegen $ 63,10 eine Woche zuvor. Der Grossistenkurs schloss zu $ 61,23, und der Schwarzkurs zu $ 78,25, gegen $ 78 in der Vorwoche, und lag somit unter dem Kurs, der sich beim offiziellen Kurs plus Zuschlag von 30% ergibt, zu dem man 100 Dollar in bar kaufen oder Kreditkartensaldi in Dollar begleichen kann, der $ 82,96 erreichte. Der Kurs, der sich bei Überweisung über Staatspapiere in Dollar ergibt (“contado con liqui“) lag bei $ 83,47, gegen $ 82,95 in der Vorwoche. Die ZB musste letzte Woche Dollar verkaufen, um den Kurs zu halten, aber nur in geringen Mengen. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 44,70 Mrd., gegen u$s 44,86 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.9.20 bei $ 80,50, was einen Zinssatz von 54,09% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 2,04% und liegt somit um 4,18% unter Ende 2018.
***
Die argentinischen Staatstitel, die auf Dollar lauten und in New York gehandelt werden, standen in einer Woche zum Mittwoch im Zeichen der Baisse. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2022: -2,27%; Argentina 2021: -3,23%; Argentina 2026: -1,81%; Argentina 2046: -4,48%; Bonar 2024: -5,06%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 24 Karat zu $ 3.112,50 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 3.071,81), und bei 18 Karat zu $ 2.178,75 ($ 2.159,13).
***
Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 10.02.20 um 43,61%, wobei die Zunahme in den letzten 30 Tagen 18,68% betrug. Die Geldpolitik ist notorisch expansiv geworden. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm in einem Jahr um 52,27% zu.
***
Die gesamten Pesodepositen der lokalen Banken nahmen in 12 Monaten zum 10.02.20 um 34,57% auf $ 3,91 Bio. zu, und die gesamten Pesokredite stiegen in der gleichen Periode um 22,42% auf $ 1,97 Bio. Die Dollardepositen nahmen in einem Jahr um 36,49% auf u$s 21,41 Mrd. ab, und die Dollarkredite sanken um 37,07% auf u$s 10,07 Mrd.
***
Im Dezember 2019 war die Industrie mit einer durchschnittlichen Kapazitätsauslastung von 56,9% tätig, gegen 56,6% im gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. Bei den einzelnen Branchen war die Auslastung im Dezember 2019 jedoch sehr unterschiedlich. Bei Erdölraffinerien waren es 78,6%, bei Chemie 68,8%, bei Papier und Pappe 68,1%, bei Grundmetallindustrien 66,1%, bei Nahrungsmitteln und Getränken 57,2%. Unter dem Durchschnitt lagen Zigaretten u.a. Tabakwaren (-50,1%), Kautschuk und Kunststoffe (44,7%), Textilien (41,1%), Metallmechanik (40,0%) und Kfz (21,1%).
***
Der einseitig von der Regierung umgeschuldete Dual-Bond verlor zunächst 31% bei seiner Börsennotierung, erholte sich am nächsten Tag um 24%, als das Dekret bekanntgegeben wurde, das ausser der Streckung der Zahlung auch die Möglichkeit bietet, ihn gegen andere Staatspapiere in Pesos zu tauschen, die zu diesem Zweck zu einem “technischen Wert” bewertet werden, die über dem Marktwert liegt.
***
Bei der Ausschreibung von Schatzscheinen in Pesos mit Badlar-Satz (benannt Lebad) in Höhe von $ 10 Mrd., wurden am Mittwoch nur Offerten für $ 6,4 Mrd. eingereicht, die alle zugeteilt wurden. Bei Lebad mit Verfall am 3. April wurden $ 2,8 Mrd. zugeteilt, zu $ 1.045,10 je Titel von $ 1.000. Das ergibt einen nominellen Jahreszinssatz von 37,83%. Bei Lebad mit Verfall am 31.8.20 gab es Offerten für $ 3,59 Mrd. Der Preis lag bei $ 983, was eine Rendite von 43,16% ergibt.
***
Der Gouverneur der Provinz Buenos Aires, Axel Kicillof, hat eine Einfrierung der Tarife für elektrischen Strom in der Provinz bis zum 30. Juni verfügt. Das bezieht sich auf die Unternehmen Edelap, Edea, Eden und Edea, die Strom in der Provinz liefern. Bei Edesur und Edenor, die die Bundeshauptstadt und Bezirke der Umgebung beliefern, hängt der Tarif nicht vom Gouverneur ab. Bei der Einfrierung stellt sich ein Problem mit dem Preis, zu den die Verteiler den Strom von CAMMESA beziehen, das den Grossistenmarkt betreibt. Die Kosten des Stromes steigen bis Juni wegen Lohnerhöhungen und Abwertung, aber auch infolge des Preiszunahmen bei Gas für die Wärmekraftwerke.
***
Das Transportministerium hat die bestehenden Subventionen für Omnibusse bis zum 30. April verlängert, was mit einer Einfrierung der Tarife einher geht. Die Provinzen erhalten somit $ 6 Mrd. für die Subventionen der Unternehmen in den ersten 4 Monaten 2020.
***
Die kleinen und mittleren Unternehmen (Pymes), die Schulden gegenüber dem Steueramt der Provinz Buenos Aires (ARBA) haben, können sich zwischen dem 2. März und dem 21.Mai eintragen, um sich dem neuen Moratorium anzuschließen. Die Schulden können in bis zu 120 Monatsraten bezahlt werden, und Zinsen ab Beginn der Schuld, sowie Bußen, werden gestrichen. Dadurch sinkt der Betrag laut ARBA-Direktor Cristian Girard auf etwa die Hälfte. Die Bedingungen des Moratoriums sind für kleinere Unternehmen günstiger als für größere. Die gesamten Schulden bei Provinzsteuern betragen laut Girard $ 137 Mrd., was 40% der Steuereinnahmen der Provinz im Jahr 2019 ausmacht. Davon entfallen $ 25 Mrd. auf Kleinunternehmen.
***
Im Januar 2020 wurden l53.413 gebrauchte Kfz verkauft, 3,2% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Agenturenkammer CCA (Cámara de Comecio Automotor). Für jedes neue Kfz (Automobil, Pick-up oder Lastwagen) wurden im Januar somit 3,43 gebrauchte verkauft. Hier kommt eine Kette von Verkäufen zum Ausdruck, bei denen viele Inhaber eines Kfz. auf ein neueres übergehen, und an Ende der Kette, viele Personen mit niedrigem Einkommen (vor allem im Landesinneren) zum ersten Automobil oder Nutzfahrzeug für wenig Geld gelangen. Viele Menschen erleben hier eine Wohlstandsverbesserung, die nicht in den BIP-Zahlen zum Ausdruck kommt.
***
Die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner hat für 2019 eine Abnahme des Bruttoinlandsproduktes von 3,2% berechnet, und schätzt für 2020 mit einer weiteren Abnahme von 1,6%. Andere pirvate Wirtschaftler gelangen für 2020 auf ein Minus von 2,5%. Doch Ferreres rechnet mit einer leichten Besserung im 2. Halbjahr 2020. Die Consulting-Firma Ecolatina, geleitet von Fausto Spotorno, erinnert daran, dass das BIP 2008/09 um 10% in nur drei Quartalen abgenommen hatte, aber sich danach schnell erholte. Die gegenwärtige Rezession hingegen dauere schon 7 Quartale, und scheint immer noch nicht beendet zu sein.
***
Die Banco Nación hat eine Kreditlinie für kleine und mittlere Unternehmen (Pymes) zu 27,9% für Kunden und 29,5% für nicht-Kunden eingeführt. Insgesamt sollen $ 10 Mrd. verliehen werden. Der Höchstbetrag pro Kredit beträgt $ 5 Mio. und die Laufzeit liegt bei 12 Monaten. Die Bank erhält dabei eine Subvention von 12,1 Prozentpunkten.
***
Im Dezember 2019 und Januar 2020 wurden 5,5 Mio. Tonnen Weizen exportiert, was einen historischen Rekord darstellt, berichtet die Börse von Rosario. Die meisten Schiffe, die Weizen aufgeladen hatten, richteten sich nach dem fernen Orient, wo dieses Jahr Australien wegen der Dürre als Lieferant ausfiel. An zweiter Stelle stehen die Lieferungen nach Brasilien und an dritter nach Afrika.
***
Der Construya-Index, den die Fabrikanten von Materialien für die Bauwirtschaft auf Grund ihrer Lieferungen berechnen, lag im Januar 2020 um 3,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat.
***
Die Regierung der Vereinigten Staaten hat die Kriterien geändert, die verwendet werden, um ein Land gemäß seiner Entwicklungsstufe zu benoten. Dabei wurde Argentinien auf eine höhere Stufe verschoben, womit es nicht mehr die Zollpräferenzen bei bestimmten Lieferungen nach den USA genießen wird. Das bezieht sich Exporte von u$s 300 bis u$s 400 Mio. für die bisher der Nullzoll galt.
***
Die gesamten Prämien der lokalen Versicherungsgesellschaften erreichten im Dezember 2019 $ 61,17 Mrd., 18,6% über November 2019 und 46,4% über Dezember 2018, berichtet die Aufsichtsbehörde des Versicherungswesens. 85,8% des Gesamtbetrags entfallen auf Sachversicherungen (Kfz, Immobilien u.a.), 12,6% auf Lebensversicherungen und 1,6% auf Ruhestandsversicherungen.
***
Die Regierung hat per Dekret 132/20 Ernennungen von Personal in der Verwaltung des Bundesstaates für 180 Tage verboten. Das bezieht sich angeblich auf die 195.000 Beamten, mit denen Macri seine Regierung abgeschlossen hat, 42.479 weniger als Ende 2015. Ausgenommen von der Maßnahme sind die AFIP, die Universitäten, der Gefängnisdienst und die Streit- und Sicherheitskräfte. Außerdem wird bestimmt, dass das Amt des Kabinettschefs in diesen 6 Monaten einen Bericht über die Zahl der Angestellten der einzelnen Ämter vorlegen muss und dabei auch zwischen dem fest angestellten und dem vertraglich verpflichteten Personal unterscheiden muss. Diese Information dient eventuell dazu, Personalüberschuss zu ermitteln. Auch dürfte sich dabei ergeben, wie viele Angestellte jährlich in Pension gehen, zurücktreten, entlassen werden oder sterben.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der nationale Industrieverband Brasiliens hat in einem Bericht gegen die argentinische Devisenbewirtschaftung Stellung bezogen. Die nicht automatischen Lizenzen, denen brasilianische Exporte nach Argentinien jetzt unterstellt werden, führten zu mehr bürokratischen Verfahren und machten die Unternehmen von der Willkür der argentinischen Zollbehörden abhängig. Besonders schädlich sei dies bei Kapitalgütern, Schuhen, Stahl und Kautschuk. Der Prozentsatz der brasilianischen Exporte nach Argentinien, die von den Lizenzen betroffen seien, sei von 18% auf 52% gestiegen. In der Tat ist die strenge Devisenbewirtschaftung, die die neue argentinische Regierung eingeführt hat, unvereinbar mit den Mercosur-Regeln. Das Abkommen müsste auf alle Fälle grundsätzlich geändert werden.
***
Angesichts des erwarteten Wirtschaftswachstums in Brasilien fordert die deutsche Wirtschaft verbesserte Arbeits- und Produktionsbedingungen in dem südamerikanischen Land. „Wir haben die große Hoffnung, dass Abgaben und Steuern gesenkt und Prozesse vereinfacht werden“, sagte Thomas Junqueira der DPA. Er leitet das Verbindungsbüro des Verbandes Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA) in São Paulo, eines der größten Wirtschaftsverbände Europas. Dabei forderte er mehr Tempo und weniger Kosten. Als Beispiel nannte er die Beschaffung eines Ersatzteils: Dieses könne in Brasilien etwa ein Drittel mehr kosten als im Ausland. Die Beschaffung könne zwischen einer Woche und mehreren Monaten variieren. „Die Politik in Brasilien will ja wettbewerbsfähig sein und eine moderne Industrie haben.“ Mit mehr als 1000 deutschen Unternehmen ist São Paulo einer der größten deutschen Wirtschaftsstandorte außerhalb Deutschlands. (dpa)
***
Die brasilianische staatliche Entwicklungsbank BNDES hat die Aktien von Petrobras in ihrem Besitz für u$s 5,2 Mrd. verkauft. Der Staat hält somit jetzt 50,5% des Kapitals des großen Erdölunternehmens. Präsident Bolsonaro beabsichtigt dieses Jahr Aktien im Staatsbesitz für insgesamt u$s 35 Mrd. zu veräußern.
***
Geschäftsnachrichten
Vicentin
Dieser große Verarbeiter von Ölsaaten und Exporteur von Getreide und Ölsaaten, hat eine Gläubigereinberufung (“concurso preventivo”) vor Gericht gefordert. Die Gesamtschuld beträgt umgerechnet u$s 1,3 Mrd. Der größte Gläubiger ist die Banco Nación, die der Firma Kredite für insgesamt $ 18 Mrd. erteilt hat. Doch auch die staatliche BICE-Bank (Banco de Inversión y Comercio Exterior) hat Vicentín Kredite erteilt, und ebenfalls die Banco Ciudad und die BAPRO. Staatsbanken haben somit über $ 21 Mrd. geliehen. Vicentin hatte versucht, sich mit den Gläubigern über einen Zahlungsplan zu einigen. Doch als die Firma Gagiardo einen Konkursantrag vor Gericht stellte, blieb Vicentin nichts anderes übrig, als einen Vergleich vor Gericht zu erreichen. Es ist fraglich, ob das Unternehmen weiter tätig sein kann.
Mostaza
Diese Fast-Food-Kette, die ein rein argentinisches Unternehmen ist, sieht für 2020 die Öffnung von 15 Lokalen vor, die eine Investition von u$s 25 Mio. darstellen. Dabei sollen um die tausend Arbeitsplätze geschaffen werden, und Mostaza steigt bei den Fast-Food-Ketten nach McDonald’s auf den zweiten Platz auf, was Zahl der Lokale betrifft. Der Leiter und Gründer der Firma, Cristián Galdeano, wies darauf hin, dass das Unternehmen 2019 Rentabilität verloren haben, aber dennoch das Netz der Lokale ausgeweitet habe. Bis Ende 2022 soll die Kette insgesamt 200 Lokale im ganzen Land haben, davon viele eigene, und andere, die mit der Marke und Art dieser Firma arbeiten und eine Gebühr bezahlen.
Oracle
Diese vor 40 Jahren in San Francisco, USA, gegründete Softwarefirma, die seit 30 Jahren auch in Argentinien tätig ist, hat jetzt hier ein bedeutendes Expansionsprogramm in Angriff genommen. Die Firma ist schon vom Verkauf konkreter Informatikprogramme auf den von intelligenten Dienstleistungen übergegangen, auch für sogenannte “Wolkendienste”, was sich auf die Speicherung von Daten in sicherer Form außerhalb eines Unternehmens bezieht. Der lokale Geschäftsführer Augusto Fabozzi, wies darauf hin, dass die Tätigkeit der Firma wenig von der kurzfristigen Konjunktur beeinflusst werde. Von den 670 Angestellten sind 200 für den Export dieser Dienstleistungen tätig. Z.B. betreibt die argentinische Filiale die Logistik der mexikanischen Bimbo. Unter den lokalen Kunden befinden sich Arcor, Telecom, die Banken Galicia und Santander, Acindar, DirectTV und Frávega.
Roque Vasalli
Diese traditionelle und große lokale Fabrik von Erntemaschinen, die eine schwere Krise erlebt und vor über einem Jahr stillgelegt wurde, hat im Januar die Fabrikation wieder aufgenommen. Sie hat auch angekündigt, wieder den Jahrsumsatz von u$s 30 Mio. erreichen zu wollen, den das Unternehmen vor einigen Jahren hatte. Im Januar erhielt Vasalli einen finanziellen Beitrag von der Firma “Emprendimientos estratégicos”, die finanzielle Mittel verwaltet, um sie für Krisenunternehmen einzusetzen, die gute Aussichten haben. Héctor Sandoya, kommerzieller Geschäftsführer der Firma , erklärte, Vasalli sei das einzige lokale Unternehmen, das Erntemaschinen von internationaler Qualität, mit einem Anteil von 80% an lokalen Teilen, herstellen kann. Außer der Marke Vasalli erzeugt die Firma auch Produkte unter dem Markennamen Don Roque.
Zürich
Diese bedeutende Versicherungsgesellschaft (die vor einigen Jahren auch die lokale “La Buenos Aires” übernommen hat) hat bekanntgegeben, dass bei ihrer Förderung von innovativen Unternehmen (“startups”) innerhalb des Systems “Zurich Innovation Championship”, die Firma Deep Agro der Gewinner war. Es handelt sich um ein Unternehmen, das geschaffen wurde, um Probleme der Landwirte mittels künstlicher Intelligenz und “Computer Vision” zu lösen.
Wirtschaftsübersicht
Eine Wirtschaftspolitik mit geringem Spielraum
Von Juan E. Alemann
Immer wieder, auch bei der Europareise des Präsidenten, kommt die Kritik auf, dass die argentinische Regierung keinen Plan (für die wirtschaftliche Entwicklung) habe Darauf antwortete Alberto Fernández in der Vorwoche und sagte: “Es ist nicht wahr, dass wir keinen Plan haben; die Wahrheit ist die, dass wir ihn nicht erzählen, und zwar weil dies mitten in einer Verhandlungen über die Umschuldung bedeuten würde, dass man die Karten zeigt. Wir spielen Poker und nicht mit Kindern.” Was der Präsident hier gesagt hat ist wenig sinnvoll und entspricht auch nicht der Wahrheit.
Tatsache ist, dass das Schuldenproblem gelöst werden muss, um eine Wirtschaftspolitik mit mittel- und langfristigen Zielen gestalten zu können. Abgesehen davon ist das Gerede über einen “Plan” ohnehin eine Fantasie. Es geht einmal um das Ziel, das darin besteht, zunächst die Rezession zu überwinden, dann ein dauerhaftes Wachstum zu erreichen, und gleichzeitig die Inflation schrittweise stark zu senken, und die Armut zu verringern. Gelegentlich taucht dann noch das Ziel der Umverteilung des Volkseinkommens auf, um eine gleichmäßigere Verteilung zu erreichen. Doch dieses Ziel gerät sofort in Konflikt mit dem Wachstum und auch mit dem sozialen Aufstieg, der in früheren Zeiten in Argentinien sehr betont war, und jetzt schwierig geworden ist. Was das Wachstum betrifft, so sei bemerkt, dass private Wirtschaftskonsulenten für 2020 von einem BIP-Rückgang von ca. 2,5% ausgehen.
Man muss zunächst gute Absichten von effektiven Möglichkeiten unterscheiden. In der Wahlkampagne hat AF versprochen, die Taschen der Konsumenten zu füllen, bezahlte Arbeit für alle zu schaffen u. dgl. mehr. Doch eine Wahlkampagne ist eine Sache und ein Regierungsprogramm eine andere. Wer so naiv war, die Wahlversprechen ernst zu nehmen, wird jetzt eine bittere Enttäuschung erleben.
Die Wirtschaftspolitik steht jetzt im Zeichen der akuten Knappheit finanzieller Mittel. Nehmen wir jetzt an, es kommt zu einer großzügigen Umschuldung, und die Defaultgefahr wird gebannt. Doch dann muss der Staat stark sparen, um die Schuld langfristig abzubauen. Die Zunahme der Staatsschuld, die sowohl unter den Kirchners wie unter Macri stattgefunden hat, bedeutet makroökonomisch, dass mehr ausgegeben und investiert wird, als es mit eigenen Mitteln möglich wäre. Und jetzt wird es umgekehrt sein: Man muss einen Teil der lokalen Wirtschaftsleistung für Schuldenzahlung einsetzen, und dann bleibt eben weniger übrig.
Unter diesen Umständen muss eine Wachstumsstrategie nicht so sehr auf Investitionen aufgebaut werden, wie auf den nicht materiellen Wachstumsfaktoren, die im Begriff Effizienz zusammengefasst werden können. Erinnern wir daran, dass bedeutende US-Ökonomen, darunter auch ein Nobelpreisträger, schon vor etwa 50 Jahren zum Schluss gekommen sind, dass das wirtschaftliche Wachstum der USA etwa zu gleichen Teil auf materiellen und immateriellen Faktoren beruht. Und in Argentinien dürfte es nicht viel anders sein. Die technologische Revolution unserer Zeit sollte dazu führen, dass die immateriellen Faktoren stärker wirken als in der Vergangenheit. Das kommt Argentinien besonders zu Gute.
Materielle Faktoren sind die Bevölkerungszunahme und das erhöhte Angebot an menschlicher Arbeit, die Entdeckung von natürlichen Ressourcen und, vor allem, die Investitionen, vor allem die produktiven. Die nicht materiellen Faktoren umfassen an erster Stelle den technologischen Fortschritt, dann allgemein Effizienzfortschritte (die zu einem höheren Ergebnis bei gleichen Einsatz von materiellen Ressourcen führen) und dann noch Fortschritte bei der Erziehung und Ausbildung sowie strukturelle Änderungen, besonders ein zunehmender internationaler Handelsaustausch.
Wie weit sich der Präsident, Wirtschaftsminister Martín Guzmán u.a. hohe Beamte, die für die Wirtschaftspolitik mitverantwortlich sind, über dies im Klaren sind, sei dahingestellt. Man hat den Eindruck, dass sie immer noch von Investitionen träumen, die nicht möglich sind. Im staatlichen Bereich sind die finanziellen Mittel sehr beschränkt, so dass man die einzelnen Projekte genau prüfen muss, um sie zu verbilligen, und dann, um strenge Prioritäten aufzustellen, die man auch einhalten muss. Das ist nicht einfach, weil hier auch die Politik mitmischt. Im privaten Bereich kann man auch keine bedeutenden Investitionen erwarten, abgesehen eventuell von solchen in Erdöl- und Gasforschung und Förderung, sowie Bergbau. Allgemein werden die Unternehmer dafür sorgen, dass die spärlichen Mittel, die ihnen für Investitionen zur Verfügung stehen, effizient eingesetzt werden.
Die argentinische Wirtschaft hat gewiss die Möglichkeit, unter diesen Bedingungen zu wachsen. Einmal geht es um die Nutzung der hohen brachliegenden Kapazitäten, was auch mit der Knappheit an Arbeitskapital zusammenhängt. Für dies müsste auch eine Lösung gesucht werden, auf den Grundlage der vollen Geltung des bimonetären Systems wie wir es an dieser Stelle mehrmals dargestellt haben. Dann besteht noch ein großer Spielraum für den Einsatz der informatischen Technologie, bei der das Vorhandensein von menschlichem Talent, das in Argentinien in hohem Umfang vorhanden ist, viel wichtiger als die Investition in Anlagen ist.
Darüber hinaus muss die Inflation so bald wie möglich auf eine einstellige jährliche Zahl zurückgeschraubt werden, damit wieder kalkuliert werden kann. Eine gute Kalkulation bei Unternehmern und Konsumenten löst viele Probleme und hat auch einen großen Effizienzeffekt, der stark steigt, wenn die Beibehaltung der niedrigen Inflation (oder der Stabilität) auf lange Zeit gesichert erscheint. Wenn Gefahren am Horizont gesehen werden, dann handeln die Unternehmer vorsichtiger, und das hemmt das Wachstum.
In der gleichen Richtung könnten auch Maßnahmen getroffen werden, um die Arbeitslosigkeit zu verringern, indem die Entlassungsentschädigung nicht ab drei Monaten, sondern ab 2 Jahren gilt, und bei neu eingestellten Arbeitskräften, besonders jugendlichen, die Soziallasten stark verringert werden. Die Vereinigen Staaten erfreuen sich gegenwärtig der Vollbeschäftigung, so dass praktisch nur die friktionelle Arbeitslosigkeit verbleibt, die in denjenigen besteht, die ihren ersten Arbeitsplatz suchen, oder ihre Arbeit wechseln, oder sich nicht zufrieden mit den Angeboten geben, die sie erhalten. Die Rotation ist bei den Beschäftigten relativ hoch, und auch das gehört zum Wunder der Vollbeschäftigung. In Argentinien werden viele direkt oder potentiell instabile Arbeitsplätze wegen der Arbeitsgesetzgebung nicht besetzt, oder gelegentlich eben schwarz. Die Angst, dass ohne Entlassungsentschädigung Arbeitnehmer entlassen werden, ist unbegründet. Kein Unternehmen verzichtet auf Arbeitskräfte, die sich schon eingearbeitet haben.
Zurück zum Staat. Es geht nicht nur um ausgeglichene Finanzen, was alles andere als einfach ist, sondern auch um eine Verringerung der Staatsquote. Das wurde in den letzten Jahren schon in bescheidenem Umfang erreicht, an erster Stelle durch eine Verringerung des Reallohnes der Staatsangestellten, aber auch durch eine drastische Verringerung der Subventionen für öffentliche Dienste, dann durch Ausmerzung der kirchneristischen Megakorruption, auch durch bessere Verwaltung der Staatsunternehmen, und ab Mitte 2018 durch Verringerung der Staatsinvestitionen. Aber es muss noch viel mehr getan werden, umso mehr als die Gehälter dazu neigen, den realen Verlust wieder aufzuholen und besonders, weil das Indexierungssystem, das bei Renten besteht, bei abnehmender Inflation zu einer realen Erhöhung führt. Im staatlichen Bereich müssten bestimmte drastische Entscheidungen sofort getroffen werden, wie an erster Stelle die Schließung des Kohlenbergwerkes von Rio Turbio, und dann auch die Einführung einer Einfrierung freiwerdender Stelle in der Staatsverwaltung. Jährlich verringert sich die Zahl der Staatsangestellten wegen Pensionierung, Tod oder Entlassung um 3%. Und dann müsste der ganze Staatshaushalt mit einer Methodologie wie das Nullbudget gründlich durchkämmt werden. Dabei tauchen sofort Amtsstellen mit viel zu vielen Beamten auf und auch Verdoppelungen der Funktionen bei verschiedenen Ämtern.
Es ist begreiflich, dass die Regierung all dies nicht in einem Programm ankündigen kann, weil dann ein derartig explosiver politischer Krach entsteht, dass die Durchführung des Programms nicht möglich wird. Die Regierung muss sich nur im Klaren über den Kurs sein, den sie befolgen wird. Und dann muss eine Maßnahmen nach der anderen kommen, so dass Kritik an einer jeweils vom Aufkommen der nächsten geschwächt wird. Etwa so hat es Menem gemacht, der wirklich grundlegende Reformen vollzogen hat, angefangen mit Privatisierungen, die viel weitreichender waren, als sie von liberalen Ökonomen befürwortet worden waren. Alberto Fernández braucht keinen Plan anzukündigen, auch nicht wenn er die Umschuldung abgeschlossen hat. Aber er muss klare einzelne Zeichen geben, in welche Richtung er geht. Z.B. wäre die Schließung des Bergwerkes von Rio Turbio bestimmt ein klares Signal. Bei Menem war das erste Signal die Privatisierung des staatlichen Telefonunternehmens ENTEL, die schon kurz nach Beginn seiner Regierung in Angriff genommen wurde und sehr erfolgreich war.
Wirtschaftsübersicht
Der Energiepolitik fehlt ein Gesamtkonzept
Von Juan E. Alemann
Argentinien hatte unter Menem sowohl die Selbstversorgung mit Erdöl und Gas erreicht, wie auch eine ausreichende Versorgung mit elektrischem Strom, und eine Stromverteilung mit wenig Unterbrechungen. Das wurde unter den Kirchners zunichte gemacht: es musste schließlich Gas in großen Mengen importiert werden, die Stromversorgung war an der Grenze des Bedarfs gelangt und es traten bedeutende und wiederholte Pannen bei der Stromverteilung auf. Unter Macri wurde erneut die Selbstversorgung bei Gas und Erdöl erreicht, mit der Aussicht auf einen unmittelbaren Überschuss, und die Verteilung verlief mit wenigen und kurz dauernden Pannen.
Jetzt muss Alberto Fernández entscheiden, wie es weitergeht. Er steht dabei vor einem großen Problem: Es muss weiter viel investiert werden, um die Versorgung mit Gas und Erdöl, und auch mit Strom, zu erhalten, aber es fehlen die Mittel dazu. Und außerdem will er die Preise von Erdölprodukten und somit auch den Strompreis von den internationalen Preisen abkoppeln und die Bevölkerung mit niedrigeren (realen) Preisen als unter Macri versorgen. Doch gleichzeitig muss er das Defizit der Staatsfinanzen ausmerzen, so dass er woanders entsprechend sparen muss, ohne genau zu wissen wo, und/oder die Steuereinnahmen real spürbar erhöhen zu können, was noch schwieriger ist.
Argentinien hat besonders günstige natürliche Bedingungen für die Energieerzeugung. Vaca Muerta stellt eine immense Reserve von Gas und Erdöl dar, aber die Ausbeutung erfordert hohe Investitionen, und die Kosten liegen weit über denen konventioneller Lager. Je mehr sich die traditionellen Lager erschöpfen und durch Förderung in Vaca Muerta ersetzt werden, umso mehr nehmen die Durchschnittskosten zu. Ebenfalls verfügt Argentinien über hohe Möglichkeiten der Erzeugung von sauberem Strom, also ohne Einsatz von fossilen Brennstoffen. Es können noch folgende große Wasserkraftwerke gebaut werden: 1. Garabí, am Uruguay-Fluss, das schon gemeinsam mit Brasilien in Angriff genommen wurde, aber stockt; 2. Corpus, am oberen Lauf des Paraná, zwischen der Provinz Misiones und Paraguay. Es ist mit Abstand das wirtschaftlichste Projekt von allen. Das Problem besteht hier darin, dass ein Teil der Bevölkerung von Misiones gegen das Projekt opponiert, weil es angeblich zu viel Land überschwemmt; 3. Chihuidos, am oberen Lauf des Limay-Flusses, in der Provinz Neuquén. Dieses Projekt wurde schon der deutschen Voith zugeteilt, aber dann unter Macri nicht durchgeführt, wegen eines dummen Streits über die Zinsen. Jetzt hat sich die deutsche Regierung dafür interessiert, was auch die Bereitwilligkeit der Finanzierung einschließt; 4. Die zwei Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz, Condor Cliff und Barrancosa, die einem chinesischen Unternehmen mit argentinischen Minderheitspartnern zugeteilt wurde und schon begonnen wurden.
Hinzu kommt dann noch die Möglichkeit mehrerer kleiner Wasserkraftwerke. Aber außerdem hat Argentinien die Möglichkeit des Ausbaus der Windstromanlagen, wie kein anderes Land. In Patagonien bestehen Windkorridore, in den ständig ein äußerst starker Wind bläst. Das führt dazu, dass die Anlagen viel mehr Strom erzeugen als in Gegenden mit weniger Wind (wie z.B. in Norddeutschland), so dass die Investition pro KW und auch die Kosten pro KWSt. viel geringer sind. Dann kommt noch die Stromerzeugung mit Solaranlagen hinzu, für die im Norden des Landes hervorragende Bedingungen bestehen. Es wurde schon ein großes Solarwerk in Jujuy errichtet, doch grundsätzlich handelt es sich darum, die Einrichtung von Anlagen auf den Dächern der Wohnungen zu fördern, so dass auch der Stromtransport hinfällig wird. Das Problem bei all diesen sauberen Energieformen besteht in den Investitionen, die meistens pro KW höher als bei konventionellen Wärmekraftwerken sind. Argentinien muss sich auf alle Fälle auf teurere Energie einstellen, und das ist nicht einfach.
Bei diesem Szenarium erscheinen Atomkraftwerke als unnötig. Sie erfordern prinzipiell eine höhere Investition pro KW als andere Kraftwerke und passen sich schlecht einer schwankenden Nachfrage an. Gegenwärtig stehen zwei Kernkraftwerke zur Diskussion, die schon unter Cristina mit China verpflichtet wurden, von denen Macri eines bestätigt hat, das zum Glück auch nicht in Angriff genommen wurde. Die Investition pro KW ist dabei höher als bei anderen Kraftwerken, auf alle Fälle als bei normalen Wärmekraftwerken, und die Kosten pro KwSt. sind viel höher als bei anderen Kraftwerken. Jorge Lapeña, ein sehr angesehener Energiefachmann, der unter Alfonsín Energiesekretär war, fordert eine Studie über die Kosten der Investition und des Stromes bei diesen Werken. Das dürfte ergeben, dass sie unwirtschaftlich sind und nicht gebaut werden sollen, auch wenn die chinesische Regierung einen großzügigen Kredit dafür bereitgestellt hat. Denn den Kredit muss man schließlich auch bezahlen.
Lapeña tritt auch (siehe Clarín vom 3.02.20) dafür ein, dass Vaca Muerta gründlich studiert wird, und dabei der Möglichkeit Erdöl (und nicht Gas) zu fördern Vorrang gegeben wird. Die neue Regierung hat angeblich den Wirtschaftler Guillermo Nielsen, der zum YPF-Präsidenten ernannt wurde, beauftragt, eine komplette Studie über Vaca Muerta durchzuführen. Er sollte für dies die besten verfügbaren Fachleute verpflichten. Ebenfalls fordert Lapeña eine Studie über die vorgesehenen Gasleitungen.
Das Energieproblem ist in Argentinien wirklich komplex, weil die finanziellen Mittel auch hier knapp sind. Dabei muss weiter auf dem Gebiet des rationellen Konsums gearbeitet werden. Der Strompreis deckt gegenwärtig laut Lapeña 58% der Kosten. Und mit der Einfrierung der Tarife wird es in den nächsten Monaten noch weniger sein. Das stellt einen Anreiz für übertriebenen Konsum dar. Es muss somit auch an der Tarifstruktur gearbeitet werden, mit einer stärkeren Progression. Ebenfalls sollte auch die Möglichkeit erwogen werden, einen niedrigeren Tarif für Nachtkonsum einzuführen, wenn überschüssige Kapazität bei der Stromerzeugung besteht. Und auch sollte die Möglichkeit erwogen werden, den Unternehmen, die sich in den Spitzenzeiten mit eigenen Stromanlagen versorgen, einen Rabatt zu gewähren. Man muss sich eben bemühen, den Stromkonsum durch rationelleren Konsum zu beschränken, vor allem in Spitzenzeiten, als Alternative oder Komplement zum Bau von Kraftwerken.
Die Regierung solle das Energieproblem ernst nehmen. Man muss mit viel Studien, also viel intellektueller Arbeit beginnen, um dann bei Investitionen zu sparen. Zum Glück verfügt das Land über mehrere erstklassige Experten, die zum Teil schon seit über zehn Jahren auf diesem Gebiet zusammen arbeiten. Ihre Expertise sollte jetzt verwendet werden.